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VI. 


I. Perſonalien. 


„Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, dem Generalbevollmächtigten 
und Filialdirektor Guſtav Götz in Berlin 
15 Charakter als Kommiſſionsrat zu ver— 
eihen. 


Die Gewerbereferendare Lenſſen aus 
Dortmund, Heuer aus Crefeld, Haars aus 
Duisburg und Derdack aus Düſſeldorf ſind 
nach beſtandener Prüfung zu Gewerbe— 
aſſeſſoren ernannt und den Gewerbeinſpek— 
tionen Stendal, Teltow⸗Oſt in Berlin, Siegen 


und Berlin 0 als Hilfsarbeiter überwieſen 
worden. 


| 
Der Regierungsrat von Platen in 
Oppeln iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden | 


des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Oppeln ernannt und der 
Regierungsaſſeſſor Dr. Gleitsmann daſelbſt 


von dieſem Amte entbunden worden. 


Der Regierungsaſſeſſor Juncker von 
Ober-Conreut in Arnsberg iſt zum ſtell⸗ 


vertretenden Vorſitzenden des Schiedsgerichts 


für Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk 
Arnsberg ernannt worden. 

Der Regierungsaſſeſſor von Arnim in 
Berlin iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung 
Stadtkreis Berlin und Regierungsbezirk 
Potsdam und des Schiedsgerichts für die 
Arbeiterverſicherung im Eiſenbahndirektions⸗ 
bezirke Berlin ernannt und der Regierungs- 
aſſeſſor Freiherr von Stockmar in Berlin 
von dieſem Amte entbunden worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Zinſen von Ablöſungs⸗ und ſonſtigen Kapitalien. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 19. März 1909. 


Unter Beziehung auf meine Verfügung vom 8. September v. J. (HMBI. Seite 329) 
wird hierunter die von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem Herrn Miniſter 


Anlage- 
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des Innern erlaſſene Verfügung vom 26. Februar d. J. wegen der Verrechnung von Zinſen 
von Ablöſungs⸗ und ſonſtigen Kapitalien zur Beachtung auch für den Geſchäftsbereich 
meiner Verwaltung mitgeteilt. 

In Vertretung. 
IIa 1521. Dr. Richter. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Berlin, den 26. Februar 1909, 

Im Anſchluß an unſere Verfügung vom 18. Juli 1908 — F. M. J. 9997, JI. 7860, 
III. 12680, M. d. J. Ia 4579 — wird hierdurch beſtimmt, daß außer den Zinſen von ge- 
ſtundeten Kaufgeldern für veräußerte Staatsgrundſtücke auch alle Zinſen von Ablöſungs⸗ 
und ſonſtigen Kapitalien, welche nach den beſtehenden Vorſchriften an den Fonds des vor⸗ 
maligen Staatsſchatzes abgeführt werden müſſen, vom Beginne des Etatsjahrs 1909 ab 
gleichfalls dieſem Fonds (Einnahme-⸗Kapitel 24 Titel 4 des Etats der allgemeinen Finanz⸗ 
verwaltung) zuzuführen find. * 

Bezüglich der Verrechnung der Zinſen von geſtundeten Kaufgeldern für Staatseiſen⸗ 
bahngrundſtücke ſowie von Ablöſungs⸗ und fonftigen Kapitalien bei der Eiſenbahnverwaltung 
verbleibt es bei dem bisher beobachteten Verfahren. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
gez. v. Dombois. gez. v. Kitzing. 
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An die Herren Regierungspräſidenten, Königlichen Regierungen uſw. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 


Betr. Handelskammer in Schweidnitz. 

Der Bezirk der Handelskammer zu Schweidnitz iſt auf die noch durch keine Handels— 
kammer vertretenen Kreiſe Frankenſtein, Glatz, Habelſchwerdt, Münſterberg und Neurode 
ausgedehnt worden. Die Handelskannner führt die Bezeichnung „Handelskammer zu 
Schweidnitz“. 


Betr. Börſenordnung für die Börſe in Königsberg i. Pr. 


Börſenordnung für Königsberg i. Pr. 


Bl: 

Die Börſe zu Königsberg i. Pr. ift die unter der Genehmigung des Staates gebildete 
und unter der Aufſicht des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft ſtehende Verſammlung von 
Kaufleuten, See und Flußſchiffern und anderen zu dem Handel in Beziehung ſtehenden 
Perſonen zur Erleichterung des Betriebs von Handelsgeſchäften. 

Die Börſeneinrichtungen ſind für folgende Geſchäftszweige beſtimmt: 
den Handel mit allen Waren, ſoweit fie Gegenſtand des Großhandels find, 
den Handel mit Geld, Wechſeln und Wertpapieren, 
das Vefrachtungsgeſchäft auf der See und auf den Binnenwaſſerſtraßen, 
das Speditionsgeſchäft, 
das Lagergeſchäft, > 
das Verſicherungsgeſchäft. 
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Die Börſenverſammlungen werden in der Regel täglich mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feiertage abgehalten. Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft beſtimmt Ort und Zeit 
der Verſammlungen und macht die getroffenen Beſtimmungen ſowie jede Abänderung der— 
ſelben in mindeſtens zwei Königsberger Zeitungen bekannt. 


§ 3. 

Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft ernennt auf je ein Jahr höchſtens zwanzig 
Vertreter des Handels ſowie eine gleiche Anzahl Stellvertreter für dieſe als Mitglieder 
des Börſenvorſtandes, beſtimmt unter ihnen den Vorſitzenden und die ſtellvertretenden 
Vorſitzenden und macht die Zuſammenſetzung des Börſenvorſtandes durch Aushang an der 
Börſe bekannt. 

Für die Angelegenheiten des Handels mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen treten zu 
dieſen Vorſtandsmitgliedern hinzu: 

drei Vertreter der Landwirtſchaft und der landwirtſchaftlichen Neben- 
gewerbe und drei Stellvertreter für dieſe, welche die Landwirtſchaftskammer der 
Provinz Oſtpreußen nach näherer, im Einvernehmen mit dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe zu erlaſſender Anweiſung des Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten auf je drei Jahre ernennt, 

und ein Vertreter der Getreidemüllerei oder anderer mit dem Handel an 
der Börſe in Beziehung ſtehender Gewerbezweige ſowie ein Stellvertreter für 
Ba it. der Miniſter für Handel und Gewerbe auf je drei Jahre zu ernennen 
efugt iſt. 

Sämtliche Mitglieder und Stellvertreter müſſen dem Berufe, den ſie vertreten, an— 
gehören und ihre Verrichtungen ehrenamtlich ausüben. Bare Auslagen können ihnen von 
ihrem Auftraggeber erſtattet werden. 

Die von der Landwirtſchaftskammer und dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
ernannten Mitglieder haben im Börſenvorſtande Sitz und Stimme nur in Angelegenheiten, 
die Erzeugniſſe der Landwirtſchaft betreffen. Zu den Angelegenheiten der Erzeugniſſe der 
Landwirtſchaft in dieſem Sinne gehören insbeſondere nicht die folgenden, auch wenn ſie 
nicht vom Börſenvorſtand unmittelbar verwaltet werden, ſondern Gegenſtand ſeiner Gut— 
achten, Berichte oder Anträge bilden: s 

1. die Beſchaffung, Einrichtung und Unterhaltung der Börſenräume; 
2. die Feſtſetzung und Aufbringung des für die Börſenverwaltung und die Börfen- 
verſammlungen nötigen Geldbedarfs; 
. die Anſtellung der Börſenſekretäre, Unterbeamten und Börſendiener; 
. die Beſtimmung des Ortes der Börſenverſammlungen (§ 2); 
. die Feſtſtellung, ob eine auf Grund der Ziffer 5 oder 6 des § 9 vom Börſen— 
beſuch ausgeſchloſſene Perſon ihre Schuldverhältniſſe geregelt hat (8 9 Abſatz 2) 
ſowie die ſonſtigen gemäß §9 vom Börſenvorſtande zu treffenden Anordnungen; 
6. 0 in der Erlaß und die Stundung von Börſenbeiträgen (§§ 10 
und 11); 

7. die Handhabung der Ordnung in den Vörſenräumen und Verhängung von 
Ordnungsſtrafen ($ 12); 

8. die Genehmigung zum Aushange von Bekanntmachungen und die Erhebung 
von Gebühren für dieſelben (§ 20). 


Der Börſenvorſtand beſchließt, ſoweit nicht Abweichendes in der Börſenordnung ($ 14, 
Abſatz 1 und § 17, Abſatz 2) beſtimmt ift, gültig, wenn wenigſtens fünf feiner vom Vor⸗ 
fteheramte der Kaufmannſchaft ernannten Mitglieder verſammelt ſind. Die Beſchlüſſe 
werden mit einfacher Mehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen ent- 
ſcheidet die Meinung, für welche der Vorſitzende geſtimmt hat. Die Vollziehung der Be- 
ſchlüſſe und die Unterzeichnung der Schriftſtücke obliegt dem Vorſitzenden. Im übrigen 
regelt der Börſenvorſtand ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig. 


G 


84. 
Die finanzielle Verwaltung der Börſe, einſchließlich der Beſchaffung, Einrichtung und 
Unterhaltung der Börſenräume, ſteht dem Vorſteheramte der Kaufmannſchaft zu. 
Die für den Börſenverkehr beſtimmten Sachverſtändigen⸗(Begutachtungs⸗)Kommiſſionen 
und Schiedsgerichte werden von dem Vorſteheramte der Kaufmannſchaft ernannt. 
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Die übrigen Angelegenheiten der Börſe verwaltet der Börſenvorſtand unter der Auf⸗ 
ſicht des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft ſelbſtändig, ſoweit nicht nach dem Börſengeſetz 
oder der Börſenordnung die Verwaltung anderen Organen übertragen oder die Genehmi- 
gung des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft vorgeſchrieben iſt. Die für die Erledigung 
ſeiner Geſchäfte erforderlichen Beamten werden dem Börſenvorſtande vom Vorſteheramte 
der Kaufmannſchaft überwieſen. 

Das Vorſteheramt der Kaufmannfchaft kann kraft ſeines Aufſichtsrechts dem Börſen⸗ 
vorſtande Weiſungen erteilen, auch deſſen Anordnungen und Beſchlüſſe aufheben oder 
abändern. 


A 

Die Zulaſſungsſtelle für Wertpapiere (§ 36 des Börſengeſetzes) beſteht aus ſechs Mit⸗ 
gliedern und vier Stellvertretern. Mindeſtens die Hälfte der Mitglieder und der Stell⸗ 
vertreter muß aus Perſonen beſtehen, die ſich nicht berufsmäßig am Börſenhandel mit 
Wertpapieren beteiligen. Die Wahl erfolgt von drei zu drei Jahren durch das Vorſteher⸗ 
amt der Kaufmannſchaft aus den Mitgliedern der Korporation der Kaufmannſchaft. Mit— 
glieder der Zulaſſungsſtelle, die vor der regelmäßigen Neuwahl ausſcheiden, ſind aus der 
Zahl der Stellvertreter zu erſetzen; die Stellvertreter ſind durch Zuwahl zu ergänzen. 

Gegen Entſcheidungen der Zulaſſungsſtelle iſt die Beſchwerde an das Vorſteheramt 
der Kaufmannſchaft zuläſſig. 


§ 6. 

Die Zulaſſung von Waren oder Wertpapieren zum Börſenterminhandel (§ 50 des 
Börſengeſetzes) bedarf der Genehmigung des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft. 

Beabſichtigt der Börſenvorſtand die Zulaſſung von Waren zum Börſenterminhandel, 
fo iſt das Ergebnis der im § 50 Abſatz 3 des Börſengeſetzes vorgeſchriebenen Ermittelungen 
nebſt einer gutachtlichen Außerung des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft dem Miniſter 
für Handel und Gewerbe zur Mitteilung an den Reichskanzler einzureichen. 

Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel ſetzt voraus, daß während 
eines längeren Zeitraums ein regelmäßiger Handel in den Wertpapieren an der Börſe 
ſtattgefunden hat und daß erhebliche wirtſchaftliche Bedenken nicht entgegenſtehen. Mindeſtens 
zwei Wochen, bevor der Börſenvorſtand eine Zulaſſung beſchließt, muß der Gegenſtand der 
Beſchlußfaſſung durch Aushang an der Börſe und Veröffentlichung in der Preſſe bekannt 
gemacht werden. 

Die Zurücknahme der Zulaſſung (§ 50 Abſatz 1 Satz 2 des Börſengeſetzes) kann 
insbeſondere erfolgen, wenn ein erheblicher Börſenterminhandel nicht ſtattfindet. 

Beſchlüſſe über Zulaſſung zum Börſenterminhandel und Zurücknahme der Zulaſſung 
ſowie die für den Börſenterminhandel feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen (§ 50 Abſatz 2 des 
Börſengeſetzes) ſind dem Miniſter für Handel und Gewerbe mitzuteilen. 


9 
Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft iſt das Ehrengericht der Königsberger Börfe. 


88. 
„Der Zutritt zu den Börſenverſammlungen ſteht mit den Ausnahmen und unter den 
Bedingungen, die in den SS 9 bis 11 aufgeführt find, jedermann frei. 


89. 
Von den Börſenverſammlungen find ausgeſchloſſen: 
1. Perſonen weiblichen Geſchlechts; 
2. Perſonen, die ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 
3. Perſonen, die infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr Ver⸗ 
mögen beſchränkt ſind; a 
. Berjonen, die wegen betrüglichen Bankerotts rechtskräftig verurteilt find; 
„Perſonen, die wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt find; 
. Berfonen, die ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden; 
„Perſonen, gegen die durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte ehren⸗ 
gerichtliche Entſcheidung auf Ausſchluß von der Börſe erkannt iſt; 
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8. Perſonen, die wegen Störung der Ordnung oder des Geſchäftsverkehrs zeit⸗ 
weilig von der Börſe ausgeſchloſſen find; 
9. Perſonen, welche die Börſe zu Zwecken, die dem Handel fremd ſind, beſuchen 
wollen, ſofern ſie nicht amtlich zum Beſuche der Börſe berufen ſind. 
g Die Ausſchließung dauert in den Fällen unter 2, 3, 7 und 8 bis zur Beſeitigung des 
Ausſchlußgrundes, in dem Falle unter 6 ſolange, bis der Börſenvorſtand den Nachweis 
für geführt erachtet, daß die Schuldverhältniſſe ſämtlichen Gläubigern gegenüber durch 
Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt ſind, in dem Falle unter 5 bis zu demſelben Zeit⸗ 
punkte, doch mindeſtens bis zum Ablaufe von ſechs Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, 
verjährt oder erlaſſen iſt. Einer Perſon, die im Wiederholungsfall in Zahlungsunfähigkeit 
oder in Konkurs geraten iſt, muß der Zutritt mindeſtens für die Dauer eines Jahres ver⸗ 
weigert werden. In dem Falle unter 4 iſt der Ausſchluß ein dauernder. Auf Antrag 
des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft kann der Miniſter für Handel und Gewerbe in 
beſonderen Fällen Ausnahmen von den Vorſchriften über die Ausſchließung zum Börſen⸗ 
beſuche zulaſſen. 
8 10. 


Der Beſuch der Börſe iſt anderen als den in dem § 11 bezeichneten Perſonen nur 
gegen Entrichtung eines Beitrags zu den Koſten der Börſenverſammlungen geſtattet. 

Der Beitrag iſt an die Korporationskaſſe der Kaufmannſchaft zu zahlen. Als Be⸗ 
ſcheinigung der Zahlung wird eine Einlaßkarte ausgeſtellt, die beim Eintritt in den Börfen- 
raum auf Erfordern vorzuzeigen iſt. 

Der Beitrag beträgt: 

A. für das erſte Jahr des Börſenbeſuchs: 
1. für die Jahreskarte 50 A, 
2. für die Monatskarte 15 A, 
3. für die Karte der zweiten Hälfte des Kalenderjahrs 25 M; 
B. für die folgenden Jahre: 
1. für die Jahreskarte den von der Finanzkommiſſion der Korporation der 
Kaufmannſchaft zu Königsberg unter ſinngemäßer Anwendung der §§ 45, 


46 der Verfaſſung der Korporation vom 21899 eingeſchätzten 


12. Juni 
Betrag, 
2. für die Monatskarte 30 vom Hundert, 
3. für die Karte der zweiten Jahreshälfte 50 vom Hundert dieſes Betrags. 

Gegen die Einſchätzung der Finanzkommiſſion kann binnen vier Wochen, vom Tage 
der Behändigung des dazu Veranlaſſung gebenden Beſcheides an gerechnet, Beſchwerde bei 
dem Vorſteheramte der Kaufmannſchaft eingelegt werden. 

Wünſcht ein Börſenbeſucher, der in einem Kalenderjahr eine oder mehrere Monats⸗ 
karten gelöſt hat, die Ausſtellung einer Jahreskarte für dasſelbe Kalenderjahr, ſo werden 
die für die Monatskarten gezahlten Beträge auf den für die Jahreskarte zu entrichtenden 
Betrag angerechnet. 

Die Benutzung der Börſenkarte durch eine andere als die darauf bezeichnete Perſon 
zieht den Verluſt der Eintrittskarte und des dafür gezahlten Betrags nach ſich. 

Die Benutzung der Eintrittskarte über die Dauer ihrer Gültigkeit hinaus verpflichtet 


Being. Zahlung des Betrags und zur Nachzahlung der ſpäter fällig werdenden 


ö 8 11. 
Von der Entrichtung der im § 10 feſtgeſetzten Börſenbeiträge find befreit: 

1. die Mitglieder der Korporation der Kaufmannſchaft zu Königsberg i. Pr., 

2. diejenigen Perſonen, welche nach den beſtehenden Vorſchriften vermöge ihres 
Amtes den Börſenverſammlungen beizuwohnen berechtigt oder verpflichtet ſind, 
ſofern ſie nicht an der Börſe Geſchäfte abſchließen; . 

3. Fremde, die im Ausland ihren Wohnſitz haben, wenn ſie durch ein Mitglied 
der Korporation der Kaufmannſchaft eingeführt werden und ihren Namen und 
Wohnort in das in der Börſe ausgelegte Fremdenbuch eintragen, 

4. Fremde, deren Wohnſitz im Deutſchen Reiche über 8 km von Königsberg ent⸗ 
Br ift, ſofern fie höchſtens fünfmal im Laufe eines Kalenderjahrs die Börſe 

eſuchen; 
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5. See- und Flußſchiffer ſowie Fuhrleute; 

6. Bevollmächtigte, Prokuriſten, Gehilfen und Faktore (Diener) der Mitglieder der 
Korporation der Kaufmannſchaft, ſofern ſie nicht an der Börſe Geſchäfte für 
eigene Rechnung abſchließen; 

7. je ein Gehilfe oder Faktor derjenigen nicht der Korporation der Kaufmann⸗ 
ſchaft angehörigen Börſenbeſucher, welche einen Börſenbeitrag zu entrichten 
haben, ſofern der Gehilfe oder Faktor nicht an der Börſe Geſchäfte für eigene 
Rechnung abſchließt. 

Den gemäß der Ziffern 2 bis 7 vom Börſenbeitrage befreiten Perſonen wird eine 
Eintrittskarte koſtenfrei erteilt. Die unter 4 erwähnten Perſonen haben die für fie aus⸗ 
geſtellte Karte bei dem jedesmaligen Eintritt in den Börſenraum vorzuzeigen und bei dem 
fünften Beſuch abzugeben; die vier erſten Beſuche ſind auf der Karte zu vermerken. 

Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft iſt berechtigt, in einzelnen Fällen auch 
anderen der Korporation der Kaufmannſchaft nicht angehörigen Perſonen, deren An⸗ 
weſenheit an der Börſe im Intereſſe des Handels iſt, die Eintrittskarte koſtenfrei zu er⸗ 
teilen. 

8 12. 

Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft iſt befugt, zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
und für den Geſchäftsverkehr an der Börſe Anordnungen zu erlaſſen. 

Die Handhabung der Ordnung in den Börfenräumen liegt dem Börſenvorſtand ob. 
Er iſt befugt, Perſonen, welche vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen find oder den Börſen— 
beitrag nicht entrichtet haben oder die Ordnung oder den Geſchäftsverkehr an der Börſe 
ſtören, ſofort aus den Börſenräumen zu entfernen, Perſonen, welche die Ordnung oder den 
Geſchäftsverkehr an der Börſe geſtört haben, außerdem mit Ausſchließung von der Börſe 
bis zu drei Monaten oder mit einer der Korporationskaſſe der Kaufmannſchaft zufließenden 
Geldſtrafe bis zu 500 % zu beſtrafen. Die Ausſchließung von der Börſe kann mit Ge- 
nehmigung des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft durch Anſchlag in der Börſe bekannt 
gemacht werden. 

Gegen die Verhängung der Strafe, die durch eine ſchriftliche Verfügung dem Be- 
treffenden mitzuteilen iſt, iſt innerhalb acht Tagen die Beſchwerde an das Vorſteheramt der 
Kaufmannſchaft zuläſſig. 


8 13. 


Für jeden derjenigen Handelszweige, für welchen Börſenpreiſe amtlich feſtgeſtellt 
werden, findet die Feſtſtellung in einem beſtimmten Zimmer innerhalb der Börſenräume 
vor Schluß der Börſe ſtatt. Der Zeitpunkt, an dem dieſe Feſtſtellung ftattfindet, wird von 
dem Börſenvorſtande beſtimmt und durch Aushang an der Börſe bekannt gemacht. 


§ 14. 

Die amtliche Feſtſtellung der Börſenpreiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe erfolgt 
durch den Börſenvorſtand. Zur Gültigkeit der Preisfeſtſtellung genügt es, wenn von den 
vom Vorſteheramte der Kaufmannſchaft ernannten Mitgliedern des Börſenvorſtandes ein 
Mitglied anweſend iſt. Der Vorſitzende des Börſenvorſtandes beſtimmt diejenigen vom 
Vorſteheramte der Kaufmannſchaft ernannten Mitglieder des Börſenvorſtandes, welche an 
den einzelnen Börſentagen zur Preisfeſtſtellung ſich einzufinden verpflichtet ſind, und wer 
von ihnen bei der Preisfeſtſtellung die Leitung und den Vorſitz hat, falls er ſelbſt oder 
ein ſtellvertretender Vorſitzender des Börſenvorſtandes nicht zugegen ſein ſollte. 

Bei der amtlichen Preisfeſtſtellung darf außer dem Staatskommiſſar, dem Börſen⸗ 
vorſtande, den Börſenſekretären und den Kursmaklern niemand zugegen ſein. 

Der Börſenvorſtand fordert von den Kursmaklern die pflichtmäßige Anzeige, zu 
welchen Preiſen und in welchem Umfange die Waren gehandelt worden ſind. Der Vor⸗ 
ſitzende allein hat die Befugnis, im Zweifelfalle von den Kursmaklern eine auf ihren 
Amtseid zu nehmende Erklärung über den Preisſtand und die Vorlegung ihrer Tagebücher 
unter Verdeckung der Namen der Auftraggeber zu fordern. Der Börſenvorſtand kann die 
gutachtliche Meinung der Kursmakler darüber, wie die Preiſe feſtzuſtellen ſeien, erfordern 
und im Falle einer unter den Kursmaklern obwaltenden Meinungsverſchiedenheit eine Ab— 
ſtimmung unter ihnen veranlaſſen. In Erörterungen braucht der Börſenvorſtand mit den 
Kursmaklern weder ſich einzulaſſen, noch hat er ſolche, falls er fie für überflüſſig hält, 
unter den letzteren zu geſtatten. Auf Grund der hierdurch geſammelten Unterlagen ſtellt 
der Börſenvorſtand die Preiſe feſt. 
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§ 15. 

Anſpruch auf Berückſichtigung bei der amtlichen Preisfeſtſtellung haben nach § 31 
des Reichsbörſengeſetzes nur die durch Kursmakler vermittelten Geſchäfte, während die 
Berückſichtiguug anderer Angaben in das freie Ermeſſen des Börſenvorſtandes geſtellt iſt. 

Die Feſtſtellung eines wirklich gezahlten Preiſes darf nicht aus dem Grunde allein 
unterlaſſen werden, weil er der allgemeinen Lage des Geſchäftsverkehrs nicht entſpricht. Es 
iſt aber zuläſſig, durch einen kurzen Zuſatz auf etwaige beſondere Verhältniſſe hinzuweiſen, 
welche die Abweichung von der allgemeinen Preislage erklären. 

Fäojür Getreide dürfen nur die wirklich gezahlten Preiſe, für andere Gegenſtände auch 
die wirklich geforderten oder angebotenen Preiſe — und zwar die geforderten oder 
angebotenen in der Form eines Brief- oder Geldkurſes — feſtgeſtellt werden. Die Feſt⸗ 
ſtellung eines auf bloßer Schätzung beruhenden Preiſes iſt unzuläſſig. 


§ 16. 

In die amtlichen Preisfeſtſtellungen für Getreide ſind alle Preiſe, die dafür bei durch 
Kursmakler vermittelten Abſchlüſſen an der Börſe gezahlt worden ſind, und, ſoweit möglich, 
die gehandelten Mengen aufzunehmen. Einer Angabe der Menge bedarf es nicht, falls zu 
dem amtlich feſtgeſtellten Preiſe 10 bis 37½ t zu 1000 kg (1 bis 3 Eiſenbahnwagen— 
ladungen) gehandelt worden find. , 

Die nach Lage des Geſchäftsverkehrs an der Börſe bei den verſchiedenen Getreide— 
gattungen hauptſächlich in Betracht gekommenen Sorten find in den amtlichen Preisfeſt— 
ſtellungen nach ihren weſentlichen im Handel üblichen Unterſcheidungsmerkmalen, beiſpiels⸗ 
weiſe nach Urſprungsland, Gattung, Qualitätsgewicht, Beſchaffenheit (Farbe, Trockenheit, 
Geruch) und Erntezeit (alte oder neue Ernte), ſoweit dieſe Unterſcheidungsmerkmale feſtzu— 
ſtellen und für die Bewertung der Ware nicht offenbar unerheblich ſind, zu bezeichnen. 

Inſoweit Getreidegeſchäfte ſolche Sorten betreffen, für die keine der ſonſtigen im 
zweiten Abſatz erwähnten Unterſcheidungsmerkmale angegeben werden können, iſt bei Preis- 
feſtſtellung wenigſtens zwiſchen inländiſcher und ausländiſcher Herkunft, ſoweit möglich, zu 
unterſcheiden. 

Dem Miniſter für Handel und Gewerbe bleibt vorbehalten, beſtimmte Sorten zu 
bezeichnen, für die regelmäßig eine geſonderte Preisfeſtſtellung ſtattfinden ſoll. 


§ 17. 

Die amtliche Feſtſtellung des Börſenpreiſes für andere Gegenſtände als landwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugniſſe erfolgt, ſoweit nicht im nächſten Abſatz Abweichendes beftinunt ift, 
unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften der §§ 14 und 15. 

Zur Preisfeſtſtellung genügt die Anweſenheit eines einzigen Mitglieds des Börſen— 
vorſtandes. Die von der Landwirtſchaftskammer und dem Miniſter für Handel und 
Gewerbe ernannten Mitglieder des Börſenvorſtandes dürfen nicht zugegen ſein. 


8 18. 
i Die feſtgeſtellten Preiſe nebſt den im § 15 Abſatz 2 und 3 und $ 16 vorgeſehenen 
Angaben werden von dem Vorſitzenden oder einem andern Mitgliede des Börſenvorſtandes 
oder einem Börſenſekretär in Gegenwart der Kursmakler in das Börſenbuch eingetragen, 
eier Ableben et und vom Börſenvorſtande ſofort durch den Druck in mindeſtens 
e gsberger Zeitung veröffentlicht. Die im Börſenbuche verzeichneten Preiſe gelten 

als Markt⸗ und Börfenpreie. n F 1 

en R m Ss le), 

Beſchwerden über die Preisfeſtſtellung ſind innerhalb 24 Stunden dem Vorſteheramte 
der Kaufmannſchaft ſchriftlich einzureichen und werden von dieſem ſpäteſtens an dem auf 
den Tag der Einreichung folgenden Börſentag entſchieden. 


§ 20. 

Offentliche Bekanntmachungen werden durch Aushang an der Börſe bewirkt. Soweit 
dergleichen Bekanntmachungen nicht vom Vorſteheramte der Kaufmannſchaft oder vom Börſen⸗ 
vorſtande ſelbſt ausgehen, darf ihr Aushang an der Börſe nur mit Genehmigung des Vor⸗ 
ſteheramtes oder des Börſenvorſtandes erfolgen. Das Vorſteheramt wie der Börſenvorſtand 
dürfen die Veröffentlichung von Bekanntmachungen, die ihnen von den Reichs-, Staats⸗ 
oder ſtädtiſchen Behörden zum Aushange zugefertigt werden, nicht verweigern. 
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Für den Aushang an der Börſe wie für die Benachrichtigung über den erfolgten 
Aushang kann das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft Koſten bis zum Betrage vnn 1,50 %¼ 
für jede Bekanntmachung erheben. 

8 

Die gegenwärtige Börſenordnung tritt an Stelle der bisherigen mit dem 1. April 1909 
in Kraft. 

Königsberg, den 30. Dezember 1908. 

Vorſteheramt der Kaufmaunſchaft. 
(Unterſchrift.) 


Vorſtehende Börſenordnung wird hierdurch genehmigt. 
Berlin, den 18. März 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Ib 2734. von der Hagen. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Handbuch für die deutſche Handelsmarine. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. März 1909. 

Es wird beabſichtigt, im Handbuche für die deutſche Handelsmarine diejenigen Schiffe 
beſonders zu bezeichnen, die mit Funlſpruchapparaten ausgerüſtet find. Ich erſuche Sie, 
ein Verzeichnis dieſer im dortigen Verwaltungsbezirke beheimateten Seeſchiffe nach dem Be— 
ſtand am 1. Januar d. Is, aufzuſtellen und der Redaktion für nautiſche Veröffentlichungen 
im Reichsamte des Innern hierſelbſt tunlichſt bald, ſpäteſtens Mitte Mai d. Is. mitzuteilen. 

Eine Ergänzung dieſer Verzeichniſſe wollen Sie alljährlich bei Gelegenheit der Auf— 
ſtellung der Spezialverzeichniſſe der Schiffe oder der Veränderungsnachweiſungen zu den- 
ſelben herbeiführen. 

Im Auftrage. 
IIb 2483. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. März 1909. 

Im Auſchluß an den Runderlaß vom 19. Februar d. J. (HM Bl. S. 110) bemerke ich, 
daß außer den daſelbſt mitgeteilten materiellen Anderungen der Beſtimmungen über die 
Verſendung verflüſſigter und verdichteter Gaſe formell noch im § 12 Abſatz 2 die Bezug⸗ 
nahme auf die früheren Eiſenbahnverkehrsbeſtimmungen durch Streichung der Worte „der 
Ziffern XLIV . . . . Anlage B“ und Erſatz durch die Worte „des Abſchnitts Id der 
Anlage C“ richtig zu ſtellen ſein wird. 


Im Auftrage. 
IIb 2782. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Ernennung von Handelsrichter. 
Berlin, den 10. März 1909. 
Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
9. März 1909 angeordnete Errichtung einer Kammer für Handelsſachen bei dem Land⸗ 
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gericht in Tilſit wird die Allgemeine Verfügung vom 12. März 1904 (HMBL. S. 81) 
dahin geändert, daß in § 2 Satz 1 vor dem Worte „Danzig“ das Wort „Tilfit“ ein- 
gefügt wird. 
Ferner wird das der bezeichneten Allgemeinen Verfügung beigefügte Verzeichnis B 
durch Aufnahme einer neuen Nr. 2a in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe ergänzt. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr. Beſeler. Im Auftrage. 
IIa 1383 M. f. H. von der Hagen. 
Anlage. 
Ver 
i Zum Vorſchlage l 
a 3 tag Anzahl der 
Laufende der Kammern der 
Nr. für Handelsrichter berechtigte Organe 
Handelsſachen des Handelsſtandes Handels⸗ 1 
richter vertreter 
1 2 — 1 4 
| 
2 a. Tilſit Vorſteheramt der Korporation der Kauf- 4 | 4 


mannſchaft zu Tilſit 


zeichnis B. 


Anzahl der von den einzelnen Organen des Handelsſtandes vorzuſchlagenden Perſonen 


bei gänzlicher | bei Ernennung von 
Eh einem zwei g 8 drei j \ . vier 
perſonals Handelsrichtern oder Stellvertretern 
zu zum 7 ne F zu Rn 2 zu 


Handels. Stel- Handels- Stell- Handels- Stelle Handels. Stel. Handels- Stell 
richtern vertretern richter vertreter richtern vertretern richtern vertretern richtern vertretern 


5 —— — 8 | 9 


I 
0 


1 | 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des $ 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 8 

1. Kranken- und Sterbekaſſe der Konfektionsſchneider und deren Berufsgenoſſen und 

Genoſſinnen in Erfurt (E. H.), 


Anlage. 
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Kranken- und Sterbekaſſe aller gewerblichen Arbeiter für Schöneberg und Berlin (E. H.), 

Kranken⸗ und Sterbe- (Begräbnis⸗) Kaſſe für die Angeſtellten des Homburger 
Hotelbeſitzer-Vereins in Homburg v. d. H. (E. H.), 

Concordia, Kranken- und Sterbekaſſe zu Grenzhauſen (E. H.), 

Allgemeiner Unterſtützungsverein für Krankheits- und Sterbefälle zu Kelkheim (E. H.), 

Kranken- und Begräbniskaſſe der Wäſchezuſchneider Berlins (E. H.), 

Kranken- und Sterbekaſſe für Handwerker (E. H.) in Burg b. M. 

Berlin, den 25. März 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 2179 U. Ang. Neumann. 


wm 


Ou 


V. Gewerbliche Unterrichtsaugelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 


Im Jahre 1909 werden beginnen die Prüfungen 
a) für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten: 
in Königsberg am 13. September, 
in Erfurt am 3. April, 
in Halle am 6. September, 
in Breslau am 21. September, 
in Königshütte am 27. September, 
in Dortmund am 1. Oktober; 
b) für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde: 
in Königsberg am 3. September, 
in Erfurt am 30. Auguſt, 
in Halle am 8. September, 
in Altona am 19. Oktober, 
in Breslau am 14. September, 
in Königshütte am 20. September, 
in Dortmund am 1. Oktober. 
Fortan ſollen die Prüſungstermine im Herbſte in einer Überſicht gleichzeitig zur Ver— 
öffentlichung gelangen. 


Betr. Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Haudarbeiten und der Hanuswirtſchaftskunde. 
Berlin, den 11. März 1909. 

Nach den ſeit der Veröffentlichung der Beſtimmungen über die Ausbildung der 
Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde vom 24. Juni 1907 
gemachten Erfahrungen iſt es nicht angängig, die vorgeſchriebene Dauer der Ausbildung 
für die Bewerberinnen, welche bereits eine Lehrbefähigung erworben haben, abzukürzen. 
Es muß daher bei dem Erlaſſe vom 7. September 1907 (HM Bl. ©. 351), der übrigens 
auch auf die Ausbildung der Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde ſinngemäß anzuwenden 
iſt, ſein Bewenden haben. 


Der Miniſter Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
für Handel und Gewerbe. und Medizinal-Angelegenheiten. 

Im Auftrage. Im Auftrage. 

Neuhaus. Schwartzkopff. 


Min. f. H. IV 2337. — M. d. g. A. U. III C. 4575 U. III A. 


An den Verein uſw. in N. 
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Betr. Seminare für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. n N 
Berlin W. 66, den 17. März 1909. 


Bei den dem Herrn Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen⸗ 
heiten unterſtellten Seminaren zur Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten 
und der Hauswirtſchaftskunde ſind die Provinzial⸗Schulkollegien ermächtigt, Altersdispenſe 
für die Aufnahme bis zu 3 Monaten ſelbſtändig zu erteilen. Ich will dieſe Befugnis im 
Einverſtändnis mit dem vorbezeichneten Herrn Miniſter auch für die mir unterſtellten 
Seminare den Provinzial-Schulfollegien übertragen. Die Entſcheidung über Anträge auf 
Erteilung von Dispenſen über 3 Monate hinaus behalte ich mir vor. Dabei bemerke ich, 
daß zu meinem Reſſort alle Seminare gehören, die Haushaltungs-, Fortbildungs- oder 
Gewerbeſchulen für ſchulentlaſſene Mädchen angegliedert ſind. 

Im Auftrage. 
IV 991 I. Dr. Neuhaus. 


An die Königlichen Provinzial-Schulkollegien und j 
zur Kenntnisnahme und Benachrichtigung der Vorſtände der beteiligten Seminare 
an die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Schrift über bauliche Veruuſtaltungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 9. März 1909. 

Der Bund Heimatſchutz hat mir die von Profeſſor Schultze — Naumburg verfaßte 
Schrift: „Die Entſtellung unſeres Landes“ mit der Bitte überreicht, ihre Verbreitung bei 
den mir unterſtellten Fachſchulen zu fördern. Die Schrift will in möglichſt weiten Kreiſen 
Intereſſe und Verſtändnis für die alltägliche Architektur wecken, das große Publikum zum 
Sehen erziehen und ſeinen Geſchmack bilden und damit die ſtaatlichen und privaten Be⸗ 
ſtrebungen gegen die bauliche Verunſtaltung unterjtügen. In Übereinſtimmung mit den 
Herren Miniſtern der öffentlichen Arbeiten und des Innern halte ich die Beſtrebungen des 
vorerwähnten Bundes ebenſo wie die in Frage ſtehende Schrift für beachtenswert. Ich 
trage daher kein Bedenken, dem Antrage zu entſprechen und erſuche Sie, die Leiter der 
Baugewerk⸗ ſowie der Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen Ihres Bezirkes auf die Schrift 
hinzuweiſen und ihnen mitzuteilen, daß ſie zum Preiſe 0,0 Mark ausſchließlich Porto und 
Verpackung von der Geſchäftsſtelle des Bundes Heimatſchutz, Fritz Koch, Meiningen (S. M.) 
Feodorenſtr. 8, zu beziehen iſt. Zugleich wollen Sie die Leiter veranlaſſen, die Schrift den 

chülern — bei den Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen, inſoweit dies nach dem Berufe 
der Schüler angezeigt erſcheint — dauernd zum Ankaufe zu empfehlen; bei den Baugewerk⸗ 
ſchulen würde ſie auch als Ergänzung der in dem Unterrichtsgegenſtande Geſtaltungslehre 
üblichen Lehrhefte benutzt werden können. 
IV 9688/08. Delbrück. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 


Betr. Unzuläſſigkeit der Abgabe mehrerer Wahlſtimmen durch einen Wahlberechtigten bei der 
Wahl zur Handelskammer. 

Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, III. Senat, vom 7. Dezember 1908. 

Das Handelskammergeſetz in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Februar 1870 er⸗ 
mächtigt zur Teilnahme an der Wahl der Mitglieder die im Handelsregiſter für den Bezirk 
der Handelskammer eingetragenen Kaufleute und Geſellſchaften (8 3) und unter der näher 
angegebenen Vorausſetzung auch die den Bergbau treibenden Alleineigentümer und Pächter 
eines Bergwerkes, die Gewerkſchaften und die in anderer Form organiſierten Geſellſchaften 
($ 4). Es beſtimmt darüber, wer die Wahlſtimme einer Aktiengeſellſchaft, Genoſſenſchaft, 
Geſellſchaft und Gewerkſchaft abgeben darf, und geſtattet die Abgabe der Wahlſtimme für 
die hierzu nicht perſönlich zugelaſſenen Perſonen weiblichen Geſchlechts und für die unter 
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Vormundſchaft oder Kuratel ſtehenden Perſonen durch ihren im Handelsregiſter einge- 
tragenen Prokuriſten ($ 5). Hieran anſchließend verordnet § 6 wörtlich: 

„Wer nach vorſtehenden Beſtimmungen (§§ 3 bis 5) in demſelben Han⸗ 
delskammerbezirke mehrfach ſtimmberechtigt iſt, darf gleichwohl nur eine Wahl- 
ſtimme abgeben und hat ſich, wenn er gleichzeitig in mehreren Wahlkreiſen des 
Handelskammerbezirkes (§ 10) ſtimmberechtigt iſt, vor Ablauf der zu Ein- 
wendungen gegen die Wählerliſte beſtimmten Friſt (8 11) zu erklären, in welchem 
Wahlkreis er ſeine Stimme ausüben will.“ 

Die Vorſchriften des Handelskammergeſetzes ſind öffentlich-rechtlicher Art. Hieraus 
folgt, daß die zur Abgabe einer Wahlſtimme berufene Perſon in Ermangelung einer ab- 
weichenden Vorſchrift im Geſetze zur Bevollmächtigung einer anderen Perſon für die Ab— 
gabe der Wahlſtimme nicht ermächtigt iſt. Der Vorſchrift in §S 6 muß demnach ſchon nach 
ihrem Wortlaut entnommen werden, daß jede zur Abgabe von Wahlſtimmen legitimierte 
Perſon nur eine Wahlſtimme abgeben darf. Dies entſpricht indes auch der für die Feſt⸗ 
ſtellung des Geſetzes maßgebend geweſenen Abſicht. 

Zur Sicherung eines den Intereſſen der Geſamtheit möglichſt entſprechenden Wahl⸗ 
ergebniſſes wollte man die Vereinigung mehrerer Stimmen in einer Perſon nicht be- 
günſtigen (ſ. Begründung zu § 6 des Entwurfes). Hieran feſtzuhalten, befürwortete die 
Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes trotz entgegenſtehender Anträge, weil ſonſt zu leicht 
eine oder einige Perſonen ſich in der Lage ſehen könnten, die Zuſammenſetzung der Handels- 
kammern für ihre Sonderintereſſen zu mißbrauchen. Dabei ſtellte man freilich als Prinzip 
des § 6 auf, daß, wer in demſelben Handelskammerbezirke durch irgend welche Kumulation 
mehrerer Titel, ſei es aus perſönlicher Berechtigung oder aus irgend einer geſellſchaft— 
lichen Beteiligung mehrfach wahlberechtigt iſt, gleichwohl nie mehr wie eine Wahlſtimme 
ausüben dürfe (ſ. Kommiſſionsbericht vom 14. Februar 1869 Seite 26/27). 

Daraus, daß hierbei nur mit der Möglichkeit gerechnet worden iſt, daß eine zur Ab⸗ 
gabe einer Wahlſtimme berufene Perſon hierzu mehrfach auf Grund eigenen Betriebs, oder 
auf Grund eigenen Betriebs und auf Grund Beteiligung an einer wahlberechtigten Geſell⸗ 
ſchaft befugt ſein kann, läßt ſich nicht folgern, daß der Prokuriſt an der Abgabe einer 
Mehrheit von Stimmen nicht behindert ſein ſoll, wenn er in dieſer Eigenſchaft und auf 
Grund eigenen Betriebs, oder auf Grund mehrfacher Beſtellung als Prokuriſt zur Abgabe 
einer Mehrheit von Wahlſtimmen legitimiert iſt. Auch der Prokuriſt darf nur eine Stimme 
abgeben (ſ. Luſensky, Geſetz über die Handelskammern, Seite 201). 

An der Rechtslage, daß die zur Abgabe von Wahlſtimmen legitimierten Perſonen 
nicht mehr als eine Wahlſtimme abgeben dürfen, iſt dadurch nichts geändert, daß durch die 
Novelle vom 19. Auguſt 1897 den weiblichen oder unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
ſtehenden Perſonen, die keinen Prokuriſten haben, die Abgabe der Wahlſtimme durch einen 
beſonders beſtellten Bevollmächtigten geſtattet worden iſt. 

Es iſt nicht abzuſehen, welcher innere Grund dafür hätte beſtimmend geweſen ſein 
können, den beſonders beſtellten Bevollmächtigten anders zu behandeln, als den Prokuriſten. 
Für eine dahingehende Abſicht fehlt es auch an jedem Anhalte. Deshalb muß davon 
ausgegangen werden, daß die Beſtellung eines Bevollmächtigten unbeſchadet des das Geſetz 
beherrſchenden Grundgedankens zugelaſſen worden iſt, wonach niemand und alſo auch nicht 
der Bevollmächtigte mehr als eine Stimme abgeben darf, gleichviel, ob der Bevollmächtigte 
zur Abgabe einer Mehrheit von Wahlſtimmen deshalb legitimiert iſt, weil er auch auf 
Grund eigenen Betriebs zur Abgabe einer Wahlſtimme ermächtigt iſt oder weil er hierzu 
von einer Mehrheit von Perſonen Vollmacht erhalten hat. 

Dem von dem Kläger angeregten Bedenken, daß, wer perſönlich in einem und kraft Voll⸗ 
macht in einem anderen Wahlkreiſe zur Wahl berechtigt ſei, deshalb, weil die Vollmacht zu⸗ 
meiſt erſt ſpäter erteilt werde, vor Ablauf der zu Einwendungen gegen die Wählerliſte beſtimmten 
Friſt ſich nicht darüber erklären könne, in welchem Wahlkreis er ſeine Stimme ausüben wolle, 
kann eine maßgebende Bedeutung für die Auslegung des § 6 betreffs der Zuläſſigkeit der 
Abgabe mehrerer Wahlſtimmen nicht zugeſtanden werden. Das Geſetz knüpft an die Unter⸗ 
laſſung ſolcher Erklärung nicht den Verluſt des Wahlrechts. Die Möglichkeit, daß ſich erſt 
nach Ablauf der Friſt für die Einwendungen gegen die Wählerliſte ergibt, wer das dem 
Wahlberechtigten zuſtehende Wahlrecht auszuüben hat, kann überdies auch bei Geſellſchaften, 
Genoſſenſchaften, Gewerkſchaften und Prokuriſten eintreten. Unter den Wahlberechtigten im 
Sinne des 8 11, die aus der Liſte erſichtlich ſein müſſen, find die Inhaber der wahl⸗ 
berechtigten Betriebe und nicht deren zur Ausübung der Wahl beſtimmten Vertreter gemeint. 
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